
24. Oktober 2004:

Wählt
Liste 13
gegen
Armut
und
Ausgrenzung

Wenn das Einkommen von
Novartis-Chef Daniel Vasella
108 Mal über dem Durch-
schnittslohn der Angestellten sei-
nes Konzerns liegt (Tagesan-
zeiger vom 3.8.04), wenn er mit
seinen 14 Millionen Jahresein-
kommen und seine KollegInnen
aus Schweizer Chefetagen ihren
Lohn seit 2002 um durchschnitt-
lich 44 Prozent erhöht haben
(NZZ am Sonntag vom 25.7.04),
während gleichzeitig die Zahl
der Armutsbetroffenen in den
letzten zwei Jahren um 100 000
Personen auf 850 000 angewach-
sen ist (Caritas-Studie), dann ist
das unverschämt und ungerecht.
Immer mehr AHV- und IV-
RentnerInnen müssen Ergän-
zungsleistungen beantragen,
weil sie mit ihren Renten nicht
mehr über die Runden kommen.
Im letzten Jahr mussten 5,7 Pro-
zent mehr Ergänzungsleistungen
an AHV- und IV-RentnerInnen
ausbezahlt werden. Bei den IV-
RentnerInnen allein betrug die
Zunahme sogar 9,5 Prozent (BaZ
vom 26.7.04).
Die Steuern auf hohe Einkom-
men wurden und werden ge-
senkt. Die geringeren Steuerein-
nahmen führen zunehmend zu
leeren Staatskassen. Diese sollen
dann auf Kosten der Armen, Al-
ten und Kranken saniert werden.
Die Senkung der Altersrenten
und die Erhöhung des Renten-
alters wurde von den Stimmen-
den im Mai zum Glück zurück-
gewiesen. Im Herbst soll nun
durch eine massive Kürzung der
IV-Renten eine halbe Milliarde
eingespart werden; zudem pla-
nen die Kantone bei der bereits
heute niedrigen Sozialhilfe Ein-
sparungen in Millionenhöhe. Die
Sparmassnahmen werden mit
immer aggressiveren Medien-
berichten über und gegen uns ge-

rechtfertigt. Wir seien nur zum
Schein invalid und arm und des-
halb BetrügerInnen. Wir sind
nicht mehr bereit zu akzeptieren,
dass diese Politik auf unserem
Buckel ausgetragen wird. Die
Superreichen müssen höher be-
steuert werden. Über die gesell-
schaftlichen Ursachen der zu-
nehmenden Armut und Krank-
heit wird nicht mehr gesprochen.
Wir von der „Armutskonferenz
von unten“, an der sich AHV-,
IV-RentnerInnen und Sozial-
hilfebezügerInnen beteiligen,
wollen diese zunehmende Spal-
tung der Gesellschaft zum The-
ma machen. Dafür haben wir die
Liste 13 ins Leben gerufen und
treten bei den Wahlen an. Setzen
Sie ein Zeichen gegen die schrei-
ende Ungerechtigkeit!
Machen Sie mit bei der „Armuts-
konferenz von unten“. Oder wer-
fen Sie einfach am 26. Oktober die
Liste 13 in die Urne!

Von Armut und Reichtum

Das Geschäft mit
der Armut
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Liste 13:
Wer steckt dahinter?
Im Oktober 2003 ist mit Unter-
stützung der IGA (Interprofes-
sionelle Gewerkschaft der Arbei-
terInnen) die von Armutsbe-
troffenen gegründete Basler
„Armutskonferenz von unten“
entstanden.
SozialhilfeempfängerInnen, IV-
und AHV-RentnerInnen, Work-
ing Poor, Jugendliche und Er-
werbslose treffen sich seither
regelmässig, um für ihre Rechte
zu kämpfen. Seit dem ersten Bas-
ler Armutstribunal im Januar
2004 fordern die Betroffenen
aktiv ihr Mitspracherecht und
äussern auch bei Behörden und
in Vernehmlassungen erfolgreich
ihre Kritik an Missständen.

Die fehlende Lobby und Unter-
stützung – zusätzlich zu Zwän-
gen, Repressalien und der wei-
teren Abdrängung in die Armut
– zwingt die Betroffenen nun
dazu, auch politisch zur Selbst-
hilfe zu schreiten. So hat sich die
„Basler Armutskonferenz von
unten“ dazu entschlossen, den
Verein „Liste gegen Armut und
Ausgrenzung“ zu gründen und
mit eigenen Kandidatinnen und
Kandidaten an den Grossrats-
und Regierungsratswahlen 2004
in Basel teilzunehmen. Die „Li-
ste 13“ besteht mehrheitlich aus
Betroffenen selbst, aber auch an-
dere sozial Engagierte wirken
tatkräftig mit.

Sparen, Sparen,
Sparen
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Unsere
KandidatInnen
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Wofür steht die
Liste 13 ein?
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www.liste13.ch.vu

„Soll das heissen, dass wir uns

bescheiden

Und ‘so ist es und so bleibt es’ sagen

sollen?

Und, die Becher sehend, lieber Dürste

leiden

Nach den leeren greifen sollen, nicht den

vollen?

Soll das heissen, dass wir draussen

bleiben

Ungeladen in der Kälte sitzen müssen

Weil da grosse Herrn geruhn, uns

vorzuschreiben

Was da zukommt uns an Leiden und

Genüssen?

Besser scheint’s uns doch, aufzubegehren

Und auf keine kleinste Freude zu

verzichten

Und die Leidenstifter abzuwehren

Und die Welt uns endlich häuslich

einzurichten!“

Bert Brecht

Im Juli 2004 waren 143 125 als
Erwerbslose auf den Arbeitsäm-
tern gemeldet. 210 740 Men-
schen waren auf Stellensuche
(seco).

Letztes Jahr waren durchschnitt-
lich 26 132 Jugendliche zwi-
schen 15 und 24 Jahren ohne
Job. Das sind 40 Prozent mehr
als ein Jahr zuvor (20 Minuten,
9.1.04). Die Jugenderwerbs-
losigkeit liegt um 1 Prozent über
der durchschnittlichen Erwerbs-
losenrate.

250 000–300 000 erwachsene
Menschen in der Schweiz zäh-
len zu den „Working Poor“ (Ca-
ritas-Studie). Die grösste Grup-
pe davon sind Alleinerziehende,
87 Prozent davon Frauen.

Die Zahl der Armen ist in den
letzten zwei Jahren um 100 000
auf 850 000 gestiegen. 13 Pro-
zent der Menschen in der
Schweiz müssen mit weniger als
2000 Franken pro Monat aus-
kommen und leben damit unter
der Armutsgrenze.

200 000–250 000 Kinder in der
Schweiz sind armutsbetroffen.
Das bedeutet jedes zehnte Kind
(seco).

6100 Menschen in Basel leben
von der Sozialhilfe. Gesamt-
schweizerisch wird geschätzt,
dass sich nur 50 Prozent der
Menschen, die Anrecht auf So-
zialhilfe hätten, diese Unterstüt-
zung beantragen (aus Unwissen
oder Scham).

Fakten zu
Erwerbs-
losigkeit
und Armut
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Die Abwärts-
spirale

Die „Armutskonferenz von unten“ am 1. Mai 2004 in Basel
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Im Kanton Basel-Stadt wurden
in den letzten zehn Jahren vor al-
lem Gutverdienende mit jährlich
300 Millionen Franken an Steu-
ersenkungen beschenkt. Jetzt
sollen 200 Millionen dieser Min-
dereinnahmen bei den unteren
Einkommen und Armutsbe-
troffenen eingespart werden
(Sparprogramm 1+2 2003/04).
Der regierungsrätliche Sozialab-
bau erhöht die Zahl der Armuts-
betroffenen und spart bei den
Menschen, die wegen Krankheit,
Arbeitslosigkeit, Alter etc. auf
staatliche Unterstützungsleis-
tungen angewiesen sind. Hier in
Kürze ein Teil der vom Regie-
rungsrat beabsichtigten Abbau-
massnahmen:

   vollständige Streichung der
Beihilfen zur Deckung der
Lebenskosten bei 6500 AHV-
und IV-RentnerInnen mit be-
scheidenen Einkommen (unter
3000 Franken): Abbau von 9,3
Millionen Franken

Kürzung der Pflegebeiträge
für die Betreuung von behinder-
ten Kindern um 200 000 Franken

Kürzung der Sozialhilfe um
5 Prozent und Streichung des
Lohnanteils, den Woorking Poor,
bisher behalten durften; zusam-
men mit anderen Kürzungen für
SozialhilfebezügerInnen ein Ab-
bau von 4,5 Millionen Franken

Kürzung oder Streichung
von Prämienverbilligungen bei
der Krankenversicherung für
8500 Menschen mit niedrigem
Einkommen: Abbau von 4,5 Mil-
lionen Franken

Streichung der Unterstüt-
zung für die erhöhten Ernäh-
rungskosten bei Diabetes-Kran-
ken: Abbau von 1,1 Millionen
Franken

Kürzung der Beiträge an
Behindertenheime um 2 Millio-
nen Franken

Erhöhung der SchülerInnen-
zahlen in Klassen und Lern-
gruppen von Kindergärten und
Volksschulen; betroffen sind vor
allem Kinder aus Familien mit
niedrigen Einkommen: Abbau:
3,5 Millionen, neben anderen
Einsparungen im Bildungs-
bereich von insgesamt15 Millio-
nen Franken

Erhöhung der Tram- und
Buspreise, Kürzung der Vergün-
stigungen für IV-RentnerInnen
und Leistungsabbau bei der
BVB: 1,9 Millionen Franken

Streichung von 600 Ganz-
stellen beim Kanton bis 2006,
womit rund 1000 Personen (in
Ganz- oder Teilzeit) ihre Stelle
verlieren und zum grössten Teil
erwerbslos werden. Angesichts
der aktuellen Arbeitsmarktlage
bedeutet das für viele den Weg
zum Sozialamt.

Streichung des Teuerungs-
ausgleichs 2005 und 2006 für
Staatsangestellte; Hauptbetroffe-
ne sind Angestellte mit niedri-
gem Einkommen (60 Prozent da-
von Frauen), aber auch Bezie-
herInnen kantonaler Pensions-
kassenrenten.

Stopp dem
skrupellosen Sparen!

in die
Regierung!

Urs Diethelm,

Jean-Pierre

Weber, Ruth

Banderet und

Urs Schaub

(v.l.n.r.)

Stopp der
Abwärtsspirale!
Egal, ob jemand die Stelle ver-
liert, krank wird oder einen Un-
fall erleidet, jung oder alt ist oder
einen unterbezahlten Job hat und
für den Rest vom Sozialamt ab-
hängig ist – sie alle gehören zu
den Ausgegrenzten.
Die Spirale nach unten setzt an,
wo der Alltag auseinander bricht:
Wenn ein arbeitsloser Mensch
keine neue Arbeit findet, weil es
zu wenig bezahlte Stellen gibt,
drängt ihn das System zu Billig-
oder Gratisbeschäftigung. Wer
sich weigert, hier mitzuspielen,
wird mit Geldkürzungen bestraft.
Sanktioniert werden somit die
Betroffenen selbst, statt die Wirt-
schaft, die zu wenig bezahlte Ar-

beitsplätze anbietet.
Wird ein Mensch krank und ist
voraussichtlich für längere Zeit
nicht mehr erwerbsfähig, drängt
ihn das System in die Armut,
sprich zum Sozialamt; manch-
mal mehrere Jahre, bis die Inva-
lidenversicherung endlich ihren
Entscheid fällt. Wer krank ist,
wird also aufgrund der Krankheit
in die unterste Existenzebene ge-
zwungen, was eigentlich im Sinn
der Gesundheit der Betroffenen
von keinem Arzt verantwortet
werden könnte.
Sucht ein junger Mensch nach
einem Ausbildungsplatz oder
Arbeit und scheitert dabei, weil
es nicht genügend Stellen gibt,

zerbricht der Glaube an
die Zukunft. Er ver-
zweifelt, weil er vom
System als unfähig be-
trachtet wird, statt Un-
terstützung zu erhalten.
Erreicht ein Mensch
nach jahrelanger Ar-
beit das Rentenalter, ist
er oft überrascht über
die mickrige AHV-
Rente, die kaum zum
Leben reicht, obwohl
einem jahrelang eine
ausreichende Rente
versprochen wurde.
Dass man zum Bezug
von Ergänzungsleis-
tungen gezwungen
wird, erscheint vielen
als Hohn.

Auch Bundesrat bittet
IV-RenterInnen zur Kasse
Auch der Bundesrat will mit der
5. IV-Revision mindestens 318
Millionen Franken an Renten-
geldern einsparen. Die Mass-
nahmen sollen Anfang 2007 in
Kraft treten. Diese Kostenein-
sparungen sollen durch die Kür-
zung bestehender und neuer Ren-
ten erreicht werden. Massive
Einsparungen sind bei Verheira-
teten und RentnerInnen mit Kin-
dern geplant. Ebenso soll der
Karrierezuschlag für Rentner-
Innen unter 45 Jahren wegfallen.
Diese Kürzungen können bis zu
einem Viertel der schon heute
äusserst bescheidenen Renten
(maximal 2110.-) führen. Eben-
so soll der Anspruch auf eine IV-
Rente erst nach fünfjähriger Er-
werbsunfähigkeit bestehen (bis-
her nach einem Jahr). Weitere
Kürzungen sind für im Ausland
lebende IV-RentnerInnen in Dis-
kussion; für Invalide mit Wohn-
sitz ausserhalb der EU/EFTA
könnte die Rente ganz gestrichen
werden.
Die psychischen Folgen für die
Betroffenen bleiben bei all die-
sen Kürzungen und Massnah-
men unberücksichtigt.

Arbeitet ein Mensch in einer un-
terbezahlten Vollzeitstelle, reicht
der Lohn schliesslich nicht, um
davon zu leben. Er ist gezwun-
gen, beim Sozialamt Unterstüt-
zung zu beantragen. Trotz harter
Arbeit gehört er nun zu den
SozialgeldbezügerInnen bzw. zu
„Sozialschmarotzern“.
Jede dieser Situationen kann je-
den oder jede von uns treffen. Es
ist meist ein Rutsch in eine ge-
sellschaftliche Abwärtsspirale.
Wir erleben Zwang, Repressio-
nen. Wir stecken in Situationen,
in denen wir uns unterdrückt, un-
gerecht behandelt, belogen und
gedemütigt fühlen. Unser eige-
ner Anteil an Bemühungen läuft
irgendwann ins Leere, weil wir

kein Ende oder keine Lösung
sehen. Unser Vertrauen in das
System ist erschüttert.
Unsere Kräfte lassen nach, un-
ser Mut und die Hoffung eben-
so. Je mehr Schuldgefühle man
uns zuspricht, umso schlechter
fühlen wir uns zusätzlich. Und
je länger unsere prekäre Situati-
on dauert, umso unfähiger wer-
den wir im Wollen und Handeln,
weil das Selbstwertgefühl zer-
bricht.
Die einen mögen zwar mehr ver-
kraften als die anderen. Letzt-
endlich ziehen wir in solchen
Armutssituationen aber irgend-
wann alle den Kürzeren. Die
Folgen sind meist Ausgrenzung,
Depression, der Griff zum Alko-

Wir fordern den Stopp all dieser Abbaumassnahmen!

Rentnerin in

Deutschland beim

Protest gegen den

Sozialabbau

hol, Schwarzarbeit (und somit
Kriminalität), zerstörte Familien,
der Verlust des sozialen Umfel-
des, die Vererbung der Armut an
Kinder und Kindeskinder, Ag-
gressionen, Amoklauf, Krank-
heit, Tod.
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Unsere
Regierungsrats-
kandidatInnen:

•

•



in den
Grossrat!

KandidatInnen

Grossbasel

West

Jean-Pierre Weber, Maria-Theresia

Brunner, Sven Röhler

Brigitte Schneider, Urs Diethelm,

Markus Schweizer

Thomas Erlemann, Hans-Georg Heimann, Urs Schaub,

Susan Schneider, Michele Burkart, Christoph Ditzler

„Ich klage an, weil mich die Regionale Arbeitsvermittlung mit

weiteren Taggeldkürzungen zur Anmeldung bei der Invalidenversi-

cherung zwingen wollte. Dabei war ich damals kerngesund.“

„Ich hatte zwei Sozialbetreuerinnen. Sie waren beide

hilfsbereit und kooperativ, aber beide sind gegangen.

Jetzt betreut mich jemand, wo ich das Gefühl habe, ich

werde total ausgeblendet. Es fühlt sich unwürdig an,

nicht sozial und nicht kooperativ, obwohl es für uns

BezügerInnen ein absolutes Muss ist, seine Pflichten

einzuhalten.“

„Genau die Scheinunternehmer erhöhen an-

dauernd die Leistungsanforderungen an ihre

MitarbeiterInnen. Schon bei deren Auswahl

wollen sie nur die Leistungsfähigsten und Be-

lastbarsten, und die sollen grenzenlos verfüg-

bar sein. Von Verantwortung gegenüber der

Gesellschaft, auch weniger starke Menschen

zu beschäftigen, drücken sie sich im Namen

der freien Marktwirtschaft und der

Globalisierung.“

Nikolaus Brunner

Regula Wyss,

Sarah Wickli

Sylvia Martino, Oliver Röllin, Inge Diethelm,Theres Zindel, Sandy Vogel

Grossbasel Ost

Kleinbasel

Die vollständige Liste aller

KandidatInnen mit ihren Porträts

finden Sie auf unserer Website:

www.liste13.ch.vu

„Haben wir einfach patriarchale und inhalts-

lose Gesetze, die nichts mit uns zu tun haben?

Fehlt es nicht einfach an Ethik im humanisti-

schen Basel?“

„Die ,Schöpfer’ der AHV versprachen den BürgerInnen als

Ziel für das Alter existenzsichernde Renten, die ihnen den

individuell gewohnten Lebensstandard der letzten Jahre

ihrer Erwerbstätigkeit voll garantieren würden. Heute be-

trägt eine volle AHV-Rente maximal 2110 Franken, also

knapp zwei Drittel des gewerkschaftlich geforderten Exis-

tenzminimums. Wo sind nun die Versprechen des Bundes?“

„Denn gegen

den Auszah-

lungstermin der

Sozialhilfe hin

bleibt auch bei

mir immer

mehr Monat als

Geld übrig.“

„Zuerst ein paar Vorstellungsgespräche und mehrere Telefonate.

Es kam immer wieder die gleiche Antwort: ,Wir haben uns für

jemand anderen entschieden.’  Bei Vorstellungsgesprächen habe

ich manchmal ein Black out. Ich würde mir erwarten, dass man

mich unterstützt und mir Tipps gibt, aber das passiert nicht.“

„Dazu schlage ich vor, dass der Staat die wirklichen

ExpertInnen, die mit grösster Phantasie sparen können, die

mit 2000 Franken sogar eine Familie durchbringen kön-

nen, in die Gestaltung des Budgets und der Verwaltungsab-

läufe einbezieht ...“

„Ausgerechnet Erziehende, die den Kindern eine Zu-

kunft und Perspektive vorleben sollten, sind armuts-

betroffen, da kein Betrieb gerne Mütter einstellt, die

nicht allzeit präsent und verfügbar sind. Ausgrenzung

und Abwertung beginnt im Arbeitsamt: Erziehungsar-

beit wird nicht anerkannt als Arbeit, und Mütter werden

nicht bedürfnisorientiert integriert, sondern berufs-

hierarchisch, was sie zu Working Poor macht.“

„Man hat mir eine Vorlehre angeboten. Vor der Anmeldung

muss aber ein Betrag von Fr. 128.- bezahlt werden. Ich wäre

auf eine lange Warteliste gekommen. Man muss bis späte-

stens Oktober eine Praktikumsstelle finden, sonst muss man

die Schule verlassen. Das Verlassen der Schule kostet aber

noch mal rund Fr. 800.-, da ich lauter Absagen erhalte.“

„,Da sind wir nicht zuständig’, ist nur

einer der vielen Sätze, den wir bei Behör-

den gerne mal hören. Und schon werden

wir wieder zum nächsten Amt geschickt.

Von den juristisch formulierten Formula-

ren, die eh keiner versteht und die wir

immer bergeweise ausfüllen müssen,

sprechen wir besser nicht.“

Das Geschäft mit der Armut
beginnt bereits dort, wo die-
se ihren Anfang nimmt: wenn
nach einer Sanierungsrunde
mit tausend Entlassungen in
einem superreichen Konzern
dessen Aktienwert in die
Höhe schwingt und die ver-
antwortlichen ManagerInnen
dafür noch einen kolossalen
Bonus einstreichen.
Die sozialen Folgekosten von
Entlassungen werden einfach
dem Staat übergeben. Dieser
tut sich schwer und ist vor al-
lem darum besorgt, die über-
schüssigen Menschen kon-
trolliert ruhig zu stellen. Die
Betroffenen verkommen da-
bei in einem „Schattenda-
sein“. Diese Kontrolle und
dieses Wegsperren aus dem
öffentlichen Bereich dürfen
ruhig etwas kosten. Hier setzt
ein weiteres Geschäft mit der
Armut ein: Viele Institutionen
leben davon, das Problem der
Erwerbslosigkeit zu kaschie-

Stopp dem
Geschäft mit der Armut!

ren. Sie prüfen, ob die Er-
werbslosen wirklich arbeiten
wollen, wissend, dass geeigne-
te Stellen gar nicht vorhanden
sind.
Allein in Basel-Stadt fliessen
ca. 30 Millionen Franken in
solche potjemkinschen Dörfer,
die als vorübergehende Be-
schäftigungs- oder Integra-
tionsmassnahmen, Standort-
bestimmungen, Coaching-
Programme usw. daherkom-
men. Auch wenn diesen Pro-
grammen ein fürsorglicher Ge-
danke zugrunde liegt – man
will den Armen helfen – , in-
teressiert es niemanden, was

sie den Betroffenen wirklich
bringen.
Selbst die Gewerkschaften mit
ihren Arbeitslosenkassen pro-
fitieren von der Erwerbslosig-
keit: Pro verwaltetem Kopf
erhalten sie von der Versiche-
rung eine Pauschale, die in
„guten“ Jahren schon mancher
Gewerkschaft half, sich zu
sanieren.
Hier besteht Handlungsbe-
darf, den die Liste 13 anpak-
ken will. Der Kanton braucht
nachhaltige Lösungen und
keine kurzfristigen, teuren,
meist mit Zwang verbundenen
Durchlauferhitzer.
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Die Liste 13 gegen Armut und
Ausgrenzung stützt sich auf die
Forderungen und Erfahrungen
der Armutskonferenz und steht
für folgende Ziele ein:

Gesicherte materielle Ver-
hältnisse für alle!
Alle Menschen haben Anrecht
auf eine gesicherte Existenz.
Rund jeder und jede fünfte Ein-
wohnerIn dieser Stadt verfügt
nicht über ein angemessenes Ein-
kommen, um die Grundbedürf-
nisse an Wohnraum, Gesund-
heitsversorgung, Bildung, Er-
nährung, Kultur etc. zu befriedi-
gen.
Als konkrete Massnahme zur
Behebung dieses Missstands for-
dern wir die Einführung eines
Grundeinkommens neben einem
gesetzlichen Mindestlohn.
Eine Initiative für ein gesicher-
tes Grundeinkommen ist in Vor-
bereitung und wird demnächst
bei der „Armutskonferenz von
unten“ bzw. über unsere Website
erhältlich sein. Engagieren auch
Sie sich!

Kreative Freiräume statt
Ausgrenzung und Zwang!
Jugendliche und Armutsbe-
troffene sind aus dem öffentli-
chen Raum weitgehend ausge-
grenzt. Dabei bräuchten gerade

sie vermehrt Freiräume, um ge-
sellschaftliche Kontakte zu pfle-
gen, ihr Selbstwertgefühl wieder
aufzubauen und aktiv zu werden.
Wir stehen für den Geist solida-
rischer Zusammenarbeit, die
Förderung von Projekten in
Selbsthilfe und eine volle, akzep-
tierte Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben ein.

Für ein menschenwürdiges
Sozialwesen!
Unter den aktuellen politischen
Vorgaben arbeiten viele Sozial-
einrichtungen eher gegen- als
miteinander. Zudem mangelt es
an Transparenz über die den Be-
dürftigen zustehenden Leistun-
gen. Wir fordern die konsequen-
te Zusammenführung aller Sozi-
alleistungen in ein transparentes,
einfaches System, das die mate-
riellen Bedürfnisse abdeckt.
Weiterbildungs- und Beschäfti-
gungsangebote müssen an den
realen Bedürfnissen und Kompe-
tenzen der Betroffenen ansetzen.
Völlig inakzeptabel ist für uns,
dass SozialhilfeempfängerInnen
oder Erwerbslose dazu miss-
braucht werden, auf dem grauen
Arbeitsmarkt, von dem die Wirt-
schaft, Behörden, Gemeinden
und Institutionen profitieren,
Lohndumping-Funktionen zu er-
füllen.

Liste 13 spricht Klartext!

Interprofessionelle
Gewerkschaft der

ArbeiterInnen

Werden Sie Mitglied!
Name, Vorname, Adresse

___________________________

___________________________

____________________________

Talon einsenden an: IGA,
Oetlingerstrasse 74, 4057 Basel

In
se

ra
t

Eine fortschrittliche Sozial-
politik muss sich auch mit den
Ursachen befassen, die zum Be-
darf an Sozialleistungen führen,
und dort regulierend eingreifen;
beispielsweise durch gesetzliche
Massnahmen zur Verbesserung
der Arbeitssituation und -ver-
teilung, der Umweltbelastungen,
der Versorgung mit qualitativ
hochstehenden Wohnungen, Er-
nährung, Gesundheitseinrich-
tungen und Bildung.

Stopp dem Sozialabbau!
Sozialleistungen dürfen keine
Almosen sein, die in Zeiten här-

terer Umverteilung wieder ent-
zogen werden. Wir lehnen
Abbaumassnahmen bei Sozial-
leistungen und Arbeitsbedingun-
gen strikt ab – ob sie nun Allein-
erziehende, alte Menschen, Er-
werbslose, Flüchtlinge, Invalide,
Kinder, Personen mit Pflegeauf-
gaben, Sans Papiers, Working
poor oder Menschen in Erwerbs-
arbeit treffen.

Gegensteuer geben!
Ob Menschen nur nach ihrer Nütz-
lichkeit für die Wirtschaft bemes-
sen werden oder ob ihre Würde,
ihre Grundrechte und ihre Bedürf-

Eine neue Waffe bereichert das Ar-
senal staatlicher Sparmass-
nahmen: das so genannte „Anreiz-
system“, um Menschen zu etwas
bewegen, was sie nicht wollen.
Doch für Menschen, die mit mini-
malen Einkommen leben oder sich
zu Billigstlöhnen auf dem Arbeits-
markt verkaufen müssen, liegt die
Reizschwelle so hoch, dass sie
„Anreize“ sofort als Nötigung ent-
larven, als die sie offensichtlich ge-
dacht sind.
Ganz anders könnte die Anreiz-
Philosophie bei besser situierten
Kreisen greifen. Man streiche
beispielsweise einem Regie-
rungsrat, der für Soziales zustän-

Krisenbewältigung, besser Kri-
sengestaltung, ist nicht von oben
nach unten und amtlich verordnet
machbar. Eine nachhaltige Ent-
wicklung können nur kooperative
Systeme von unten ermöglichen.
Ein Blick zurück in die 20er und
30er Jahre lohnt sich: Direkte Ak-
tion und gegenseitige Hilfe der Er-
werbslosen leiteten eine Entwick-
lung ein, die  auf lange Zeit ein
solidarisches Gemeinwesen präg-
te. Erwerbslose begannen in den
unterprivilegierten Quartieren mit
dem Bau fehlender Sportplätze
und legten kurzerhand die
Fussballfelder Acker- und
Voltamätteli an. Mit der Schaufel

in der Hand zogen sie dann vors
Rathaus und verlangten die Be-
zahlung ihrer Arbeit.
In Selbsthilfe legten sie damit
den Grundstein für den späteren
sogenannten Arbeitsrappen. Auf
jeden Franken Lohnarbeit wur-
de ein Rappen abgezogen, um
Projekte im Kanton zu realisie-
ren wie das Kunstmuseum, das
Hafenbecken 2 und Vieles mehr.
Nicht die chemische Industrie
hat die Region reich gemacht. Es
waren die reichen und breiten Er-
fahrungen der Kooperation von
unten, die in der Region ein Kli-
ma schafften, in dem sich die
chemische Industrie derart dyna-

Für eine soziale Ökonomie

nisse im
Vordergrund stehen, hängt auch
von unserem und Ihrem Engage-
ment ab. Wir mischen uns ein in
die politische Diskussion, bieten
Menschen in prekären Lebenssi-
tuationen sowie sozial oder ge-
werkschaftlich Interessierten ein
Forum, sich über ihre Erfahrungen
auszutauschen, Forderungen zu
entwickeln und aktiv zu werden.
Armut, Prekarität, Ausgrenzung
betrifft alle – beziehen Sie Stel-
lung, werden Sie aktiv!

Europäische Märsche gegen Erwerbslosigkeit und Ausgrenzung, Amsterdam 1997

Nullen und Anreize
dig ist, eine bescheidene Null aus
seinem Gehalt: Schon wäre der
Anreiz wesentlich grösser, sich
ernsthaft mit politischen Kern-
aufgaben zu befassen und krea-
tive Lösungen für den Ausstieg
aus Armut zu finden. Oder ein
Konzernmanager: Schon zwei
kleine Nullen weniger könnten
ein ungeheures Potential freiset-
zen, selbst komplexe Zusam-
menhänge wie den zwischen Ar-
mut, Einkommen und Beschäf-
tigung zu erfassen oder den zwi-
schen Kriegen, Krankheiten,
Umweltzerstörung und Produkt-
auswahl. Daher unser Tipp: Spa-
ren wir bei falschen Anreizen.

Kontakt/Mitwirkung
Die „Armutskonferenz von unten“ findet rund einmal im Monat statt.
Kontakt: Liste gegen Armut und Ausgrenzung, Postfach, 4005 Basel
Tel. 061/681 15 85; E-Mail: armutsliste@tiscali.ch

Spenden
Diese Zeitung wie auch der ganze Wahlkampf bestreiten wir ohne einen Rappen in der Kasse, das
heisst, wir leben von Ihrer Spende!

PC - Konto 40-194317-4, lautend auf „Liste gegen Armut und Ausgrenzung“, 4000 Basel

Weitere Information
Eine Liste unserer konkreten unmittelbaren Forderungen und das Manifest der „Armutskonferenz
von unten“ finden Sie auf unserer Website.

www.liste13.ch.vu

misch entwickeln konnte. Heute
sind die grossen Infrastrukturen
gebaut. Heute gibt es die Sozial-
versicherungen, die (noch?) eine
gewisse Sicherheit bieten.
Mehr denn je handelt aber das
transnationale Kapital unbere-
chenbar in den globalisierten
Märkten. Lokal können wir zwar
kaum Einfluss auf die Konzern-
strategien nehmen, was aber nicht
heisst, dass wir der Situation ab-
hängig und willenlos ausgeliefert
sind. Teilhabe und Teilgabe am ge-
sellschaftlichen Leben für die vom
System ausgeschlossenen Men-
schen kann durch eine soziale und
lokale Ökonomie erfolgen. • •

•


